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Voll bezahlt ist halb gefahren
Zwischen Indexpreis und Nahverkehrsabgabe – dem ÖPNV droht ein unsozialer Umbau

Am 22. Januar stieg weißer Rauch 
über der Sonderkonferenz der 
Verkehrsminister auf. Monate-

lang hatten Bund und Länder um die 
Finanzierung des Deutschlandtickets 
gerungen. Dann wurde die große Ei-
nigung verkündet: Mehr Geld für den 
ÖPNV gibt es nicht. Bis zum Jahresen-
de soll der Fahrschein dennoch weiter-
hin 49 Euro im Monat kosten. Was da-
nach wird, weiß man nicht, wie NRW-
Verkehrsminister Oliver Krischer bei 
WDR 5 erklärte: „Ich würde jetzt keine 
Prognose für die nächsten Jahre abge-
ben.“

Andere zeigten sich mit ihren Vor-
hersagen weniger zurückhaltend. „Der 
ÖPNV wird mit der bisherigen Finan-
zierung nicht mehr aufrechtzuerhal-
ten sein“, sagte Oliver Wolf, Hauptge-
schäftsführer des Verbands Deutscher 
Verkehrsunternehmen (VDV), in der 
vergangenen Woche. Der Verband 
rechnet mit einer Preissteigerung zwi-
schen 5 und 15 Euro im nächsten Jahr. 
Schuld daran seien gestiegene Kosten, 
insbesondere beim Personal. Das sah 
auch VDV-Präsident Ingo Wortmann 
so, der sich vor allem über die verbrei-
tete Solidarität mit den Beschäftigten 
beklagte: „Die Bevölkerung hat viel 
Verständnis für Streiks und viel Ver-
ständnis auch für sehr hohe Lohnstei-
gerungen, auf der anderen Seite gibt 
es kein Verständnis für Ticketpreiser-
höhungen.“ Um das Problem zu lösen, 
brachten die Verkehrsunternehmen ei-
nen an den Branchenkosten orientier-
ten Indexpreis ins Spiel, bei dem stei-
gende Personalausgaben automatisch 
zu Preiserhöhungen führen würden. 
Dann, so kann man hinzufügen, wäre 
es endlich vorbei mit dem Verständnis 
für die Streikenden.

Unsoziale Vorschläge zur Finan-
zierung des Nahverkehrs haben Kon-

junktur. Das hat seinen Grund. Allein 
für den Erhalt der ÖPNV-Infrastruk-
tur müssten bis 2030 rund 64 Milliar-
den Euro bereitgestellt werden, wie 
eine Studie des Deutschen Instituts 
für Urbanistik im vergangenen Jahr 
ermittelte. Die Kosten für den Ausbau 
der Netze, die Anschaffung von zusätz-
lichen Bussen und Bahnen und den Be-
trieb mit höheren Taktzeiten sind da-
bei noch gar nicht berücksichtigt. All 
das wäre aber zwingend notwendig, 
um eine echte Verkehrswende voran-
zutreiben. Ebenfalls notwendig wären 
niedrige Ticketpreise. Das Geld für den 

ÖPNV-Ausbau müsste also im Rahmen 
der öffentlichen Daseinsvorsorge auf-
gebracht werden. Vom Bund ist jedoch 
nichts zu erwarten. Die Ampel-Koa-
lition steckt jeden verfügbaren Euro 
in Aufrüstung und Waffenlieferungen. 
Die Länder zeichneten sich schon in 
der Vergangenheit nicht durch einen 
besonderen Einsatz für den ÖPNV 
aus. Die Hauptlast liegt somit bei den 
unterfinanzierten Kommunen.

In dieser Situation prescht nun das 
Land Baden-Württemberg vor und 
will Städten ab 20.000 Einwohnern die 
Möglichkeit einräumen, eine Nahver-

kehrsabgabe zu erheben. Vorgesehen 
sind vier Varianten: Die Abgabe kann 
entweder von allen Einwohnern oder 
nur von Autofahrern oder von den an-
sässigen Unternehmen mit mehr als 10 
Beschäftigten oder im Zuge einer so-
genannten „City-Maut“ für die Nut-
zung bestimmter Straßen gezahlt wer-
den. Die Arbeitgebervariante dürfte in 
kaum einer Stadt umgesetzt werden. 
Schon heute tobt ein Unterbietungs-
wettbewerb bei den Gewerbesteuern, 
zu mächtig ist die lokale Unternehmer-
schaft. Die Höhe der Gebühr soll von 
den Kommunen festgelegt werden, bis-
lang waren Kosten zwischen 10 und 57 
Euro monatlich im Gespräch. Im Ge-
genzug sollen Guthaben für den Er-
werb von Zeitfahrkarten ausgegeben 
werden. Die Nahverkehrsabgabe ist ein 
lokales Zwangsticket, das sogar deut-
lich teurer als das bundesweit gültige 
Deutschlandticket werden könnte.

Ursprünglich wollte die grün-
schwarze Landesregierung die Ab-
gabe mit einer sogenannten Mobili-
tätsgarantie verbinden. Zu Hauptver-
kehrszeiten sollte auf dem Land alle 
30 Minuten ein Bus oder Zug fahren, 
in den Städten doppelt so oft. Vorge-
sehen war das Erreichen dieses Ziels 
bis zum Jahr 2026. Nicht zu schaffen, 
befand die Regierung vor Kurzem 
und verschob die Mobilitätsgarantie 
ins Jahr 2030. Allerdings darf bezwei-
felt werden, dass von dem damit ver-
bundenen Versprechen dann noch et-
was übrig ist. Gegenüber dpa machte 
Winfried Hermann in bemerkenswer-
ter Klarheit deutlich, dass der nächs-
te politische Schritt darin besteht, den 
Anspruch abzusenken, bis er zur Ist-
Situation passt: „Wir werden die Mo-
bilitätsgarantie so definieren, dass sie 
bis 2030 realisierbar ist.“

 Vincent Cziesla

„Schallende Ohrfeige“
Freiburger Bürgermeister nimmt Beschluss gegen 
Berufsverbote von der Tagesordnung
In der Ausgabe vom 26. Januar berich-
tete UZ über die in mehreren baden-
württembergischen Gemeinderäten 
gefassten Beschlüsse für die Rehabili-
tierung und Entschädigung von Berufs-
verbotsopfern. Die Kommunen hatten 
sich zur Unterstützung der Betroffenen 
an die grün-schwarze Landesregierung 
gewandt.

Auch die Stadt Konstanz hatte ei-
nen entsprechenden Beschluss gefasst. 
Im Nachgang beschwerte sich jedoch 
ein Gemeindevertreter beim Innenmi-
nisterium und zweifelte die Rechtmä-
ßigkeit des Beschlusses an. Mitte Janu-
ar äußerte sich das Ministerium ganz im 
Sinne von Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann (Grüne), der schon frü-
her versucht hatte, die Forderungen der 
Betroffenen mit einem „Basta!“ vom 
Tisch zu wischen. Bei der „Entschlie-
ßung zum sogenannten ‚Radikalener-
lass‘ und Berufsverboten“ habe es sich 
nicht um eine „Angelegenheit der ört-
lichen Gemeinschaft nach Artikel 28“ 
des Grundgesetzes gehandelt, heißt es 
in dem Schreiben. Der Konstanzer Ge-
meinderat hätte sich nach Ansicht des 
Innenministeriums also gar nicht mit 
der Sache befassen dürfen. Zwar sei das 
Gremium „auf die historische Situation 
in Konstanz eingegangen“, das genüge 
aber nicht. „Denn allein der Umstand, 
dass für die eigene Gemeinde gespro-
chen wird, vermag keinen spezifischen 
Ortsbezug zu begründen.“

Damit begibt sich das Ministerium in 
einen äußert umstrittenen Graubereich. 
Denn ganz so eindeutig ist die Lage 
nicht, wie beispielsweise die großen 
Auseinandersetzungen um kommunale 
Beschlüsse gegen die Abkommen TTIP 
und CETA zeigten. Die Bundesregie-
rung hatte den Gemeinderäten damals 
aus ähnlichen Gründen die Beschluss-
fassungskompetenz abgesprochen und 
war gegen eine Wand von andersden-

kenden Rechtsexperten gelaufen. So 
überrascht es nicht, dass das Innenminis-
terium in Baden-Württemberg auf vor-
sichtige Formulierungen zurückgreift 
und seinen Worten lieber keine Taten 
folgen lässt: „Eine Veranlassung für ein 
förmliches Einschreiten der Rechtsauf-
sichtsbehörde“ gebe es nicht. Schließlich 
hätte der Gemeinderatsbeschluss keine 
rechtlichen Folgen und kaum „Auswir-
kungen auf die landesweite öffentliche 
Debatte“ gehabt. Anstatt es auf einen 
Rechtsstreit mit ungewissem Ausgang 
ankommen zu lassen, gab das Innen-
ministerium seine Einschätzung an das 
Regierungspräsidium Freiburg weiter, 
verbunden mit dem Auftrag, „zukünfti-
ge derartige Konstellationen nach Mög-
lichkeit“ zu vermeiden.

Das zeigte Wirkung. In Freiburg 
sollte am 30. Januar ebenfalls ein An-
trag zur Unterstützung der Betroffenen 
von Berufsverboten beraten werden. In 
einer ersten Sitzung im Dezember hat-
ten weder Bürgermeister noch Recht-
samt die Rechtmäßigkeit angezweifelt. 
Im Nachgang des Schreibens aus dem 
Innenministerium wurde der Beschluss 
jedoch eilig von der Tagesordnung ge-
nommen. „Für uns Berufsverbotsopfer 
ist dies eine schallende Ohrfeige“, erklär-
te der ehemalige Briefträger Werner 
Siebler. Der Bürgermeister habe „ohne 
Not, im vorauseilenden Gehorsam als 
Erfüllungsgehilfe eben jenes Innenmi-
nisteriums, dessen unsägliche demokra-
tiefeindliche Vergangenheit ja revidiert 
werden soll“, gehandelt. Auch der eben-
falls vom Berufsverbot betroffene heu-
tige Stadtrat Günter Rausch zeigte sich 
fassungslos: „Es ist nach Artikel 28 GG 
das verfassungsmäßige Recht der Ge-
meinden, alle Angelegenheiten der ört-
lichen Gemeinschaft in eigener Verant-
wortung zu regeln. Dass der Oberbür-
germeister dieses Recht aus der Hand 
gibt (…) ist völlig inakzeptabel!“ UZ

Nicht besser, aber teurer
DKP Gießen kritisiert steigende Ticketpreise im ÖPNV

Das neue „Gießener Echo“ ist erschienen. In der Februar-Ausgabe klärt die 
Zeitung der Deutschen Kommunistischen Partei Gießen über kommunale und 
überregionale politische Themen auf. Sie widmet sich der Situation der Tafeln, 
einem gescheiterten Verkehrsversuch, dem Kampf gegen Kriegsmanöver und 
Bürgergeldsanktionen und vielen weiteren Fragen. Wir dokumentieren hier 
den Artikel „Stadtbusse – nicht besser, aber teurer“ von Gernot Linhart.

Die in der Gießener Magistratskoali-
tion vertretenen Parteien Grüne, SPD 
und „Gießener Linke“ haben in ihren 
Wahlprogrammen versprochen, den 
Öffentlichen Nahverkehr zu fördern, 
um den motorisierten Individualver-
kehr zu verringern. Die „Linken“ ha-
ben sogar für Gießener Bürger einen 
Nulltarif im städtischen Busnetz ge-
fordert.

Tatsächlich tun sie das Gegenteil. 
Die im Nahverkehrsentwicklungsplan 
angekündigten Verbesserungen lassen 
auf sich warten, aber die sowieso schon 
zu hohen Preise wurden zum 1. Januar 
um durchschnittlich 8,2 Prozent erhöht. 
Eine Einzelfahrt, auch auf Kurzstre-
cken, kostet jetzt 2,75 Euro. Für einen 
Euro mehr kann man bis nach Wetz-

lar fahren. Autobesitzer müssen schon 
sehr idealistisch sein, wenn sie für ge-
legentliche Stadtfahrten die Busse nut-
zen. Auch Monats- und Wochenkarten 
werden teurer. Ermäßigungen gibt es 
für Inhaber des Gießen-Passes. Die 
ermäßigten Karten können aber nur 
in der Zentrale des Rhein-Main-Ver-
kehrsverbundes am Marktplatz erwor-
ben werden. Deswegen bilden sich dort 
immer rund um das Monatsende lan-
ge Warteschlangen. Besonders absurd 
ist der Preis der Monatskarte für das 
Stadtnetz. Mit 54,90 Euro ist sie 5,90 
Euro teurer als das Deutschlandticket, 
mit dem man das Bahn- und Busnetz 
in fast ganz Deutschland nutzen kann.

Die vollständige Ausgabe gibt es 
hier: kurzelinks.de/giessener-echo

Fasia-Jansen-Straße
Der Düsseldorfer Stadtrat entschei-
det am 22. Februar über den Vor-
schlag, die bisherige Wissmannstra-
ße nach der politischen Liederma-
cherin Fasia Jansen umzubenennen. 
Während des deutschen Faschismus 
wurde Jansen als Afrodeutsche und 
Stieftochter eines Kommunisten 
verfolgt. Ärzte versuchten, sie zu 
sterilisieren. Ihre Ausbildung zur 
Tänzerin durfte sie nicht fortset-
zen und musste stattdessen in einer 
KZ-Küche arbeiten. Nach Ende des 
Zweiten Weltkrieges wurde Jansen 
eine der bekanntesten Stimmen der 
westdeutschen Protest- und Frie-
densbewegung. Sie setzte sich Zeit 
ihres Lebens für Frieden, Frauen- 
und Arbeiterrechte ein. Am 29. De-
zember 1997 starb sie in Oberhau-
sen. Hermann Wilhelm Leopold 
Ludwig Wissmann, nach dem die 
Straße bislang benannt ist, war an 
zahlreichen Kolonialverbrechen in 
Afrika beteiligt.

Baumfriedhof
Im nordrhein-westfälischen Me-
ckenheim wurden mehr als 1.200 
Bäume auf einem städtischen 
Grundstück zerstört. Die Bäume 
waren im Jahr 2020 von der Stiftung 
Deutsche Kinderdirekthilfe ge-
pflanzt und anschließend von Kin-
dern aus benachteiligten Familien 
gepflegt worden. „Die Kinder hat-
ten teilweise Namensschilder an die 
Bäume gehängt und waren in den 
Sommern mit kleinen Gießkannen 
gekommen, um sie zu wässern“, sag-
te Fabian Gittek, Mitglied des Stif-
tungskuratoriums, dem WDR. Die 
Rodung des Geländes habe Spen-
der und Kinder schwer erschüttert, 
heißt es in dem Bericht. Auf Nach-
frage des WDR sprach die Mecken-
heimer Stadtverwaltung von einem 
„schrecklichen Versehen“. Einer 
Fremdfirma sei der Auftrag erteilt 
worden, ein benachbartes Grund-
stück zur Bepflanzung vorzube-
reiten. Stattdessen wurden jedoch 
die Bäume der Kinderhilfe gefällt 
und geschreddert. Die Vergabe von 
städtischen Aufgaben an private 
Unternehmen ist weit verbreitet 
und soll zu Einsparungen und nied-
rigeren Personalkosten führen.

Ganztag nur halb fertig
Helmut Dedy, Hauptgeschäfts-
führer des Deutschen Städtetags, 
glaubt nicht daran, dass es bis 
zum Jahr 2026 ein flächendecken-
des Angebot von Ganztagsplätzen 
an Grundschulen geben wird. Das 
sagte er in einem Interview mit 
dem Informationsdienst „Bildung.
Table“. Ab dem Jahr 2026 gilt nach 
Beschluss des Bundes ein Rechts-
anspruch auf einen Ganztagsplatz. 
Aus Sicht der Kommunen heiße 
das: „Wir werden nicht halten kön-
nen, was andere versprochen ha-
ben.“ Es stehe nicht genug Geld, 
Raum und Personal zur Verfügung. 
Letzteres bezeichnete Dedy als den 
entscheidenden Faktor.

Das waren noch Zeiten. Inzwischen ist aus dem 9-Euro-Ticket ein 49-Euro-Ticket 
geworden und der Trend setzt sich fort.

Beim Kommunalpolitischen Rat-
schlag treffen sich Genossinnen 
und Genossen, um zwanglos 
über kommunalpolitische The-
men und konkrete Fragestel-
lungen zu sprechen. Alle Mit-
glieder der DKP sind herzlich 
eingeladen, ihre Erfahrungen 
einzubringen, Fragen zu stellen 
oder einfach mitzudiskutieren. 
Vorkenntnisse sind nicht erfor-
derlich.
Der Kommunalpolitische Rat-
schlag findet das nächste Mal 
am 14. Februar um 19 Uhr als 
Zoom-Video-Konferenz statt. 
Die Zugangsdaten können unter 
kommunalpolitik@dkp.de ange-
fragt werden. 
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